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INFO 
Mi t Namen gezeichnete Art ikel geben die persönliche Meinung des Verfassers wieder. Nachdruck aller Beiträge 
nur nach Rücksprache mi l der Redaktion. „De» (iründunusausschul) für die Universität O ldenbu rg das Konzil und 
der Senat der Universität Oldenburg haben einst immig beschlossen. dal) die Universität Oldenburg den Namen 
Carl-Von-Ossietzky-Universität führt. Die Universität bedauert, dal) ihr die Offizielle führunf; dieses Namens 
bisher nicht gestaltet Ist." 

„Zwei-Drittel-Mitarbeiter" abgelehnt: 

„Förderung wissenschaftlichen 
Nachwuchses wird verhindert" 
Kritik des Senats an Sparmethoden der Landesregierung 
Einstimmig hat der Senat der Univer­
sität Oldenburg die Verkürzung der 
Arbeitszeit von wissenschaftlichen 
Mitarbeitern kritisiert. Wie berichtet, 
hatte der Niedersächsische Minister 
für Wissenschaft und Kunst (MWK) 
die Hochschulen des Landes in einem 
Fernschreiben angewiesen, künftig 
wissenschaftliche Mitarbeiter, „die in 
einem befristeten Angestellienver-
hältnis angestellt werden sollen, das 
zugleich die wissenschaftliche Wei­
terqualifikation ermöglicht, ... nur 
noch mit höchstens 28 Stunden in 
einem Teilzeitarbeitsverhältnis wö­
chentlich" zu beschäftigen. 
Der Senat begründet seine Ableh­
nung dieser Regelung damit, daß 
durch sie die Förderung des wissen­
schaftlichen Nachwuchses verhindert 

Cassens: „Jura auf 
Dauer unerläßlich" 
Als „auf die Dauer unerläßlich" hat 
Niedersachsens Wissenschaftsmi­
nister Dr. Johann-Tönjes Cassens 
gegenüber der NWZ die Einrich­
tung eines Studienganges Rechts­
wissenschaften an der Universität 
Oldenburg bezeichnet. Angesichts 
der angespannten Finanzlage sei 
allerdings nicht mehr 1982 mit der 
Schaffung neuer Planstellen für 
den Jura-Fachbereich zu rechnen. 
Cassens erklärte weiter, er habe 
sich von der Güte der Argumente 
der Universitätsleitung überzeugen 
lassen. Dies gelte auch im Hinblick 
auf die Einrichtung eines Fachbe­
reichs Romanistik an der Universi­
tät, der keineswegs „außen vor" sei. 

werde. Schon die durch das Nieder­
sächsische Hochschulgesctz (NHG) 
1978 eingeführte Regelung, wissen­
schaftliche Mitarbeiter zum Zwecke 
ihrer Weiterqualifikation in auf fünf 
Jahre befristeten Angestelltenver­
hältnissen zu beschäftigen, war sei­
nerzeit als Einschränkung von Quali­
fikationsmöglichkeiten kritisiert 
worden: im Vergleich zu den ehema­
ligen wissenschaftlichen Assistenten 
wird diesen Mitarbeitern auf Ange-
stellienbasis ein hohes Mali an - zu­
dem nur „unselbständiger" - Lehre 
und andere Dienstleistungen abver­
langt; von den vorn NHG neu einge­
führten Hochschulassistenten wird 
hingegen bereits als Einstellungsvor­
aussetzung die Promotion verlangt. 
Umso mehr wirkt sich die neu verfüg­
te Arbeitszeitverkürzung - bei ent­
sprechender Gehaltsreduktion, ver­
steht sich - aus, die Zeit für „selbstän­
dige wissenschaftliche Tätigkeit" 
wird auf maximal acht Stunden ver­
kürzt, „sofern dadurch die Erfüllung 
der Dienstaufgaben ... nicht beein­
trächtigt wird." Dieeigene Qualifika­
tion wird zur Privatangelegenheit ge­
macht. 

Weitere Gründe für das Nein des Se­
nats zur Einführung von Zwei-Drit­
tel-Angestellten: 
• die Lehre werde unter der Neure­
gelung so gravierend beeinträchtigt 
werden, daß bei dem derzeitigen 
Stand der Ausstattung der Universi­
tät mit wissenschaftlichen Mitarbei­
tern die Aufrechterhaltung einer qua­
lifizierten Ausbildung nicht mehr ge­
währleistet sei; 

0 in den Forschungsprojekten ent­
stehe eine unzumutbare Arbeitssitua­
tion, da bei unveränderter Vertrags-

Neue Labors in alten Fabriken 

! 

Rascher als erwartet, sind die beiden 
von der Universität angemieteten 
ehemaligen Fabriken von IGEMO 
und Coca-Cola für Forschung und 
Lehre im Bereich Chemie und Biolo­
gie hergerichtet und der Universität 
übergeben worden. In dem ehemali­
gen Coca-Cola-Betrieb an der Clop­
penburger Straße sind 74 Studien­
plätze mit entsprechenden Laborein-
riehtungen auf einer Hauptnutztlü-
che von gut 1100 Quadratmetern 

.entstanden. In der IGEMO-Fabrik 
an der Bioherfelder Straße stehen 
nun 141 Studienplätze auf einer Fla­
che von etwa 2200 Quadratmetern 
zur Verfügung. Finanziert wurde die 
Einrichtung der Labore mit Erstaus-
stattungsmitteln für den Ausbau in 
Wechloy. Wie Vizepräsident Profes­
sor Dr. Peter Köll dazu erklärte, sei 
damit die volle Wiederaufnahme des 
Studienbetriebes nach dem Brand im 
Großraumlabor gewährleistet. 

datier die abgeforderte Leistung 
gleich bleibe; 
• die schwierige Arbeitsmarktsitua-
tion für Wissenschaftler werde ausge­
nutzt, da die Alternative zum /we i -
Drittel-Vertrag häufig nur die Ar­
beitslosigkeit sei; 
• angesichts dieser Situation würden 
künftig Wissenschaftler mit Berufs­
erfahrung kaum mehr die Möglich­
keit wissenschaftlicher Arbeit und 
Weilerqualifikation an den Hoch­
schulen wühlen. 
Fazit: Der Senat fordert den Präsi­
denten auf, „die Meinung des Senats 
Öffentlich und gegenüber dem Mini­
ster zu vertreten." Die gleiche Bitte ist 
auch in einem Schreiben des Perso­
nalrats an den Präsidenten enthalten. 
der ebenfalls auf die schwerwiegen­
den Nachteile der Neuregelung für 
die Betroffenen hinweist. 
Von anderen Hochschulen sowie von 
der Lartdeshochschulkonferenz wur­
de der Erlaß des MWK ebenfalls 
scharf kritisiert. Wörtlich erklärte die 
IHK: „Die Mitgliedshoch schulen 
sind sich einig in der Auffassung, daß 
die Realisierung zu gravierenden 
Nachteilen und schweren Schäden 
für die Forschung an den Hochschu­
len führen wird." Der Vorsitzende 
der LHK sagte zu. sich dafür einzu­
setzen, „daß eine Umsetzung des Er­
lasses nichl erfolgt, bevor weitere Ge­
spräche (des MWK) mit den Hoch­
schulen darüber stattgefunden ha­
ben." jb 

5.685 Studenten 
immatrikuliert 
Die Zahl der Studenten ist im Som­
mersemester auf 5.685 gestiegen. 
Nicht weniger als 644 Neuimmatri­
kulationen verzeichnete die Verwal­
tung der Universität. Dieser Zahl 
stehen 573 Exmatrikulationen gegen­
über - hauptsächlich von Hochschul­
absolventen. Lediglich 54 gaben an, 
an einer anderen Hochschule studie­
ren zu wollen. Mit einem steilen 
Anstieg der Sludenlenzahl rechnet 
die Universität im Wintersemester. 
Hundert Anträge auf Immatrikula­
tion türmen sich zur Zeit in der 
Verwaltung. 

Brandschaden wird 
zum Großteil ersetzt 
Die Universität wird voraussicht­
lich den materiellen Schaden, der 
durch den Brand im Großraumla­
bor entstanden ist, ersetzt bekom­
men. Das ist das Ergebnis einer 
Besprechung zwischen dem Wis­
senschaftsministerium und der 
Universitätsleitung. 
Danach wird die Hochschule so­
fort einen Antrag auf Genehmi­
gung einer überplanmäßigen Aus­
gabe in Höhe von etwa 1,5 Millio­
nen Mark stellen, der voraussicht­
lich auch genehmigt wird. Außer­
dem sollen weitere 281.300 Mark, 
die bisher im Universitätshaushalt 
gesperrt waren, für die Schadens­
beseitigung freigegeben werden. 
100.000 Mark stellt das Ministe­
rium als Soforthilfe aus Lottomit­
teln für die Reparatur und Begut­
achtung beschädigter Geräte zur 
Verfügung. Weitere Gelder sollen 
beantragt werden, wenn die Scha­
denssumme, die auf etwa 4 Millio­
nen Mark geschätzt wird, exakt 
errechnet ist. 

Außerdem stimmte das Ministe­
rium einer Regelung zu, wonach 
solche wissenschaftliche Mitar­
beiter, deren Forschungsarbeit 

zum Teil vernichtet wurde, mit 
einer Verlängerung ihrer Dienst­
und Arbeitsverhältnisse um ein 
halbes bis ein 'Jahr rechnen kön­
nen. 
Unterstützung wird die Universi­
tät auch bei ihren Verhandlungen 
mit den sogenannten Drittmittel­
gebern erhalten. Dabei geht es 
ebenfalls um Ersetzung von zer­
störten Geräten, die dem Bundes­
forschungsministerium, der DFG, 
dem Umweltbundesamt und VW-
Stiftung gehörten, und um die 
Verlängerung von Forschungs­
projekten. 

Zur Verhandlung erklärte Präsi­
dent Dr. Horst Zillcßen, die Uni­
versität könne mit dem Ergebnis 
sehr zufrieden sein. Trotz des gro­
ßen immateriellen Schadens 
könnten die Forscher hoffnungs­
voll in die Zukunft blicken. 
Gleichzeitig verwies ZÜleßen dar­
auf, daß allerdings grundsätzlich 
das Problem der Selbstversiche­
rung durch das Land damit nicht 
gelöst sei. Entsprechend werde 
auf seine Initiative hin die Landes­
hochschulkonferenz beim Wis­
senschaftsminister vorstellig, gh 

Ex-AStA-Vorsitzende darf 
nicht Lehrerin werden 
Ebba van Ohlen-Linke, Gymnasial­
lehrern und Absolventin der Ein­
phasigen Lehrerausbildung an der 
Oldenburger Universität, wurde von 
der Bezirksregierung Weser-Ems aus 
politischen Gründen nicht in den 
Schuldienst des Landes Niedersach­
sen eingestellt. 

Die Studienassessorin mit den Fä­
chern Englisch und Politik hatte sich 
im März dieses Jahres einer Anhö­
rung im Innenministerium in Hanno­
ver unterziehen müssen. In der Ab­
lehnung wird ihr jetzt von der Be­
zirksregierung vorgeworfen, sie habe 
sich nicht von der DKP distanziert, 
sondern sich zu ihr bekannt. Wenn 
die Bewerberin sich gleichzeitig zum 
Grundgesetz bekannt habe, so sei 
diese subjektive Überzeugung uner­
heblich, da die DKP für objektiv ver­
fassungsfeindlich gehalten werde. 
In einer ersten Stellungnahme des 
Allgemeinen Studentenausschusses 
der Universität heißt es: „Wir verur­
teilen das Berufsverbot für die ehe­

malige AStA-Sprecherin ganz ent­
schieden, weil sich gerade Ebba van 
Ohlen-Linke umfassend für die stu­
dentischen und hochschulpolitischen 
Belange an dieser Universität einge­
setzt hat. Wir verurteilen es deshalb 
umso mehr, weil in diesem Fall gera­
de die Wahrnehmung verfassungs­
mäßiger Rechte und Pflichten als 'ob­
jektiv* verfassungsfeindliches Ver­
halten ausgelegt wird." i 

Dialog gefordert 
Die Niedersächsische Landeshoch­
schulkonferenz (LHK) hat jetzt das 
Wissensehaftsministerium aufgefor­
dert. die dort angestellten Überle­
gungen über eine Fächerkonzentra­
tion der Lehrerausbildung an be­
stimmten Hochschulstandorten der 
Lehrerausbildung zu erörtern: Die 
vom Ministerium eingeleiteten Ein­
zelmaßnahmen seien ohne eine ent­
sprechende Gesamtkonzeption abzu­
lehnen. 

BAFöG nicht mehr rückwirkend 
Das 7. Änderungsgesetz zum Bun­
desausbildungsförderungsgesetz 
(BAFöG) enthält neben anderen 
Neuregelungen eine gravierende 
Änderung, die besonders für Erst­
semester von Bedeutung ist: Nach 
Paragraph 15 Absatz I wird die 
BAFöG-Forderung frühestens ab 
Beginn des Monats gewährt, indem 
der Antrag gestellt wurde. Die bis­
herige Regelung, drei Monate rück­
wirkend zu zahlen, ist damit aufge­
hoben worden. 

Da die Förderungshöchstsätze zum 
I. April I9S2 bis 6,5 Prozent ange­
hoben werden, die Gesamtförde-
rungssummc aber mit 2,4 Milliar-

den Mark „eingefroren" wird, sind 
zahlreiche Einschränkungen ge­
plant worden: Ergänzungsstudien­
gänge, Absolventen des 2. Bil­
dungsganges sind betroffen, die 
El ternfreibe träge werden nicht 
mehr angemessen berücksichtigt. 
Nach einer Stellungnahme des 
AStAs werden von der Novellie­
rung besonders die Bezieher kleiner 
Einkommen und Absolventen des 
2. Bildungsweges benachteiligt. Die 
Intention, durch die BAFöG-Zah-
lungen zu einer größeren Chancen­
gleichheit zu kommen, würden wie­
der verringert. Konkret zeige sich 
diese Tendenz bereits in einer sin­
kenden Zahl von Studenten, die aus 

Arbeiterfamilien kommen. 1973/74 
habe ihr Anteil noch 13 Prozent 
ausgemacht, jetzt betrage er nur 
noch zehn Prozent. Der AStA sieht 
in der BAFöG-Einschränkung ein 
Beispiel für die Reduzierung der So­
zialausgaben zugunsten des Rü­
stungshaushaltes. 

Auf heftige Kritik ist die BAFöG-
Novellierung auch beim nieder­
sächsischen Minister für Wissen­
schaft und Kunst, Dr. Johann-Tön­
jes Cassens, gestoßen. Der Minister 
befürchtet, daß der „BAFöG-Topf 
auf noch mehr Studenten verteilt 
werden muß, da geburtenstarke 
Jahrgänge vor den Universitäten 
ständen. k 
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„Wir wenden uns dagegen, daß der Streit um den 
Namen den Sinn der Namensgebung verdrängt" 
Professor Dr. Schulenberg 
Am 27. Mai verabschiedete 
der Senat ein Grundsatzpa­
pier zur künftigen Handha­
bung des Konfliktes zwischen 
Universität und Landesregie­
rung bzw. Parlament um die 
Namensgebung der Hoch­
schule nach Carl von Ossi-
etzky (s. uni-info 11/81). Die­
ser Beschluß wurde nicht ein­
stimmig gefaßt - erstmals bei 
einer so grundsätzlichen Ent­
scheidung in diesen nunmehr 
siebenjährigen Auseinander­
setzungen. Vier Professoren 
der „Demokratischen Hoch­
schule" stimmten gegen ihn 
und legten ein eigenes Papier 
vor, das wir nachfolgend ab ­
drucken - ebenso wie einen 
Beitrag von Professor Dr. 
Wolfgang Schulenberg, in 
dem er die Haltung sei­
ner Gruppe erläutert. 

1. Die Universität bemüht sich um 
eine kontinuierliche besondere För­
derung der inhaltlichen, wissen­
schaftlichen Beschäftigung und Aus­
einandersetzung mit Carl von Os-
sietzky, seinem Werk und deren hi­
storischen, sozialen und politischen 
Zusammenhänge. (Lehre, Studium, 
Forschung, Dokumentationen, Edi­
tionen u.a.). Die Zusammenarbeit 
mit anderen Personen und Institutio­
nen ist dabei zu unterstützen. 

2. Der 4. Mai jedes Jahres, der Todes­
tag Carl von Ossietzkys, ist an der 
Universität Oldenburg 'dies ucade-
micus1 (akademischer Feiertag). An 
ihm findet eine Fahrt zum ehemali­
gen Konzentrationslager Esterwegen 
mit einer Gedenkveranstaltung der 
Universität statt. 
3. Die Punkte 1 und 2 gelten unab­
hängig von der Entwicklung in der 
Frage der Namensgebung. 
4. In der Namensfragc wird die von 
der Universität herbeigeführte ge­
richtliche Entscheidung respektiert 
und auf weitere demonstrative Na­
mensforderungen verzichtet. 
5. Plakative und dekorative Benut­
zungen des Namens und der Abbil­
dungen von Carl von Ossietzky wer­
den künftig als Instrumentalisierun­
gen abgelehnt. 
6. Nach etwa fünf Jahren (Morato­
rium) wissenschaftlicher Arbeit und 
Aufklärung über Person und Werk 
Ossietzkys stellt die Universität in ei­
ner Reihe von besonderen Veranstal­
tungen (Vorträge, wiss. Kongresse, 
Publikationen, Ausstellungen, Sym­
posien u.a.) die Bedeutung Ossietz­
kys und seines Wirkens in der Öffent­
lichkeit dar und führt eine intensive 
Auseinandersetzung darüber herbei. 
Dabei wird die Frage der Namensge­
bung .unter breiter Beteiligung der 
Bevölkerung von Stadt und Region, 
der verantwortlichen Politiker und 
der gesellschaftlichen Gruppen und 
Institutionen neu offen diskutiert, ge­
prüft und in einem möglichst breiten 
öffentlichen Konsens endgültig ent­
schieden. 

Erläuterungen 
Die Hochschullehrer der Universität 
Oldenburg, die der Liste Demokrati­
sche Hochschule angehören, haben im 
Dezember I9H0 nach längeren Hera­
tungen eine „Entschließung zur Würdi­
gung Carl von Ossietzkys durch die 
Universität Oldenburg" herausgege­
ben. Was soll diese Entschließung'.' Wo 
liegen die Gründe für diesen Schritt? 
Diese Eragen erfordern wegen der Be­
deutung des Schrittes, aber auch ange­
sichts mancher Mißverständnisse und 
Unterstellungen eine ausführliche Ant­
wort. Zunächst sei gesagt, daß wir den 
ursprünglichen Sinn, für den der Name 
Ossietzkys stehen soll, befreien wollen 

über die Haltung der Liste „Demokratische Hochschule" zur Namensgebung der Universität 
von der Belastung oder Verdrängung 
durch Vorgänge und Erscheinungen. 
die wir in der Form für unwürdig und in 
der Sache für schädlich halten. Es geht 
uns dabei nicht um die Suche nach 
Schuldigen. Vieles von dem, gegen das 
wir uns heute wenden, war einmal gut­
gemeint oder hat sich gedankenlos ein­
gespielt. Und die Erage an uns selbst, 
ob wir uns nicht rechtzeitiger um diese 
Entwicklung hätten kümmern müssen. 
ist durchaus berechtigt. 
Wir wenden uns dagegen, daß der 
Streit um den Namen den Sinn der 
Namensgebung verdrängt. Der Streif 
um den Namen erscheint oft wichtiger 
als der Name, und der Name wiederum 
wichtiger als das, wofür er steht. Und 
in manchen Fällen hat man den Ein­
druck. daß der Namensstreit inzwi­
schen ein willkommenes Mittel für be­
liebige Angriffe auf politische Gegner 
geworden ist. Gewiß waren die dürren 
Reaktionen der verschiedenen Mini­
ster und Landesregierungen auf den 
Namenswunsch der Universität keine 
Sternstunden politischen Handelns. 
Das wissen viele der Verantwortlichen 
längst selbst. Damals hat die Enttäu­
schung in der Universität verständlich­
erweise Zorn und Polemik hervorgeru­
fen. Aber auf diesen Konflikt fixiert zu 
bleiben, hieße, daß man den ursprüng­
lichen Sinn der Namenswahl auf den 
Namensstreit reduziert. Sollten etwa 
alle Universitäten, die den Namen Os­
sietzkys nicht fordern, sich nicht mit 
seinem Werk und Schicksal, nicht mit 
dem Elend der Konzentrationslager, 
nicht mit der nationalsozialistischen 
Diktatur befassen'.' Natürlich meint 
das niemand. Dann aber müssen auch 
wir uns daran hallen, daß es in der 
Hauptsache um diese Aufgaben geht, 
die sehr wohl unabhängig von der Na­
mensgebung sind. Weil es von Bedeu­
tung ist. daß unter den deutschen 
Hochschulen mit ihren vielgestaltigen 
Traditionen und Namenspatronen sich 
eine Universität ausdrücklich auf die­
sen Teil deutscher Geschichte bezieht, 
haben wir in der Entschließung unsere 
Vorschläge dazu vorangestellt. 

Die beiden ersten Tunkte unserer Ent­
schließung sind fast wortlich in das 
später erstellte Papier übernommen 
worden, das im Senat eine Mehrheit 
gefunden hat. Es enthält aber eine lan­
ge Reihe weiterer Anweisungen und 
Absichten. Wir meinen, daß für die 
sachlich-inhaltliche Arbeit die Aussa­
gen unseres ersten Punktes völlig ge­
nügen: alles andere ist Sache der wis­
senschaftlichen Selbstverantwortung. 
Und als demonstrativen Akt schlagen 
wir allein einen jährlichen Gedenktag 
in Esterwegen vor. Er kann würdig und 
unmittelbar all die einzelnen demon­
strativen Aktivitäten aufheben, die nur 
zu bald in Geschäftigkeil und Ver­
schleiß umschlagen. 
„ Wozu sollen wir aber noch nach 
Esterwegen fähren, wenn wir nicht 
mehr den Namen fordern?" Diese Era­
ge einer Studentin zeigt in ihrer ehrli­
chen Empörung, in welchem Maße der 
Namensstreit sich verselbständigt hat. 
Daher halten wir an dritter Stelle in 
unserer Entschließung fest, daß eine 
Würdigung und kritische Vergegen­
wärtigung Carl von Ossietzkys und 
seiner Zeil nicht von der Namensge­
bung abhängig gemacht werden darf. 
Der vierte Punkt unserer Eni Schlie­
ßung bezieht sich auf den gescheiterten 
Versuch der Universität, den Namen 
vor Gericht einzuklagen. Rück­
blickend mag man zweifeln, ob dieser 
Schritt klug war. In der Linie des bis­
herigen Vorgehens war er konsequent. 
Die Namensforderung ist ja nicht aus 
einem inhaltlichen Diskussionsprozeß 
hervorgegangen, sondern sie wurde 
fertig präsentiert, und bald schon muß­
te jeder, der grundsätzlich gegen eine 
solche personifizierende Benennung 
war (wofür es seit der Aufklärung gute 
Gründe gibt) oder gegen eben diesen 
Namen, damit rechnen, als Reaktionär 
beschimpft zu werden. Nach der Auf­

fassung. die Universität k önne sich oh­
ne Rücksicht auf Umwelt und politi­
schen Konsens selbst einen Namen 
geben, war es nur konsequent, auch 
das äußerste formale Mittel zu nutzen, 
nämlich ihn mit Hilfe des Verwal-
lungsgerichts durchzusetzen. Wir ha­
ben damals diesem Schritt nach eini­
gem Zögern zugestimmt, aber keinen 
Zweifel daran gelassen, daß dann auch 
die Konsequenzen des Ausgangs ak­
zeptier! werden müßten. Als der Kanz­
ler dem Konzil diese letzte Möglich­
keit vortrug, hat er die Verbindlichkeit 
auch eines negativen Ausgangs nach­
drück/ich festgehalten. 

Unsere Wendung gegen die Instrumen­
tulisierungen des Namens und der Ab­
bildungen Ossietzkys (Punkt 5) soll ei­
ne der ärgerlichsten Folgen der Na­
mensforderung treffen. Es scheint so, 
als würde in bestimmten Gruppen der 
l niversität aus dem Votum für den 
Samen ein schrankenloses Verfü­
gungsrecht über Namen und Abbildun­
gen abgeleitet. Name und Kopf Os­
sietzkys werden wie Warenzeichen 
vermarktet, und selbst bei üblen An­
griffen auf politisch Andersdenkend: 
beruft man sich skrupellos auf Ossietz­
ky. I ersch/issene Bildchen von Os­
sietzky erscheinen in Micky-Mouse-

Manier auf den banalsten Papieren 
und an obskuren Stellen. Das alles 
mag einmal etwas mit Versuchen der 
Identifikation zu tun gehabt haben, in­
zwischen ist es in vielen Fällen objektiv 
schon eine Verhöhnung des Mannes. -
Wir wissen natürlich, daß eine Ent­
schließung weiteren Mißbrauch nicht 
verhindern kann, aber es wird Zeit. 
daß zwischen der seriösen Ossielzky-
Diskussion und diesen Instrumentali­
sierungen ein klarer Strich gezogen 
wird. 

Das Urteil des Verwaltungsgerichts 
markiert das Ende des Weges, auf dem 
die Universität eher selbstherrlich zu 
ihrem Namen kommen wollte - einem 
Namen, dessen Bedeutung auch ein 
ganz anderes Vorgehen erlaubt hätte. 
Man hätte zunächst von einer offenen 
Diskussion dessen ausgehen können. 
was dieser Mann bedeutet als Reprä­
sentant demokratischer Kräfte der 
Weimarer Republik, als Gegner und 
Opfer des Nazismus, als Eriedensno-
belpreisträger und damit weltweit an­
erkannter Zeuge des anderen Deutsch­
lands. Aus solchen intensiven Diskus­
sionsprozessen in der Universität und 
im Lande hätte sich mit breitem Rück­
halt die Namensforderung ergeben 
können. Ist diese Möglichkeit endgül­
tig verloren'.' Wir weisen mit dem letz­

ten Punkt unserer Entschließung dar­
auf hin. daß sich diese Möglichkeit 
wieder eröffnen ließe. Das setzt aller­
dings zwei Dinge voraus. Erstens brau­
chen wir eine mehrjährige Zwischen­
zeit für inhaltliche Arbeit und sachli­
che Gespräche ohne „politische Quc-
rulanz", ohne Nadelstiche oder Puu-
kenschläge (Moratorium). Diese Dis­
kussion muß angesichts der großen 
Zahl neuer Mitglieder auch innerhalb 
der Universität offen geführt werden. 
Zweitens darf kein Zweifel an einer 
echten Offenheit der Diskussion beste­
hen, in der auch ein negativer Ausgang 
akzeptiert wird. Das sollte dann kei­
neswegs bedeuten, daß die Universität 
ihre besondere Verbundenheit mit Carl 
von Ossietzkv vernachlässigt, viel­
mehr gelten auch für diesen lall aus­
drücklich unsere Vorschläge am An­
fang der Entschließung. 
Auf den letzten Ossietzky-Tagen hat 
Morien Rüge in dem Bericht über seine 
KZ.-.hthre gesagt, daß er sich als die 
Stimme zweier Freunde versiehe: 
Christian Bernhard Kinck und Jean 
Louis Lapierre. beide als KZ-Häftlin­
ge umgekommen im Ems/and. Auch sie 
gehören zu den vielen, die einen An­
spruch darauf haben, nicht vergessen 
zu werden. 

i\ 'ollgang Schulenberg 

10. Delegiertenkonferenz des BdWi 
Vom 26. - 28. Juni 1981 fand an der 
Universität Oldenburg die 10. or­
dentliche Delegiertenkonferenz des 
Bundes demokratischer Wissen­
schaftler (BdWi) statt. Die 60 Dele­
gierten repräsentierten knapp 1900 
Mitglieder in 30 Sektionen. Die inter­
nationale Verbundenheit des BdWi 
wurde in den Grußworten französi­
scher Wissenschaftler betont, die die 
Gewerkschaften SNCS (Wissen­
schaftler in staatlichen Forschungs­
organisationen) und UGICT (Inge­
nieure und Techniker) vertraten. 
Aus den Berichten der einzelnen Sek­
tionen wurde das unterschiedliche 
Spektrum der Verbandstätigkeit 
deutlich. In vielen Sektionen hat die 
Hochschulpolitik im engeren Sinne 
aufgrund der anders gelagerten hoch-
schulpolitischen Konstellationen ei­
nen geringeren Stellenwert als in Ol­
denburg; der Schwerpunkt liegt zum 
Teil auf bestimmten inhaltlichen 
Aspekten des Wissenschaftsver­
ständnisses. Auf der Ebene des Ge­
samtverbandes kommt dies in der 
Einrichtung mehrerer überregionaler 
Arbeitskreise und der Durchführung 
von Fachtagungen zum Ausdruck. 
An dieser Entwicklung hat auch die 
Oldenburger Sektion durch die Orga­
nisation der Fachtagung „Demokra­
tische Wissenschaft - Psychothera­
peutische Praxis und Psychosoziale 
Versorgung" mitgewirkt. 
Weitere Fachtagungen fanden im 
vergangenen Jahr zu folgenden The­
men statt. Erziehungswissenschaftli­
che Fachtagung in Kassel und „Psy-
chatrie und Deutscher Faschismus" 
in Hannover. 

In der letzten Zeit hat das rapide an­
wachsende Wettrüsten, das qualita­
tiv neue Dimensionen der Friedens­
bedrohung angenommen hat, auf 
Gesamtverbandsebene und in den 
Sektionen zu zahlreichen Aktivitäten 
im Rahmen der Friedensbewegung 
geführt. Mit dem neu gegründeten 
Arbeitskreis „Wissenschaftler für 
den Frieden" will der BdWi sein En­
gagement in der Friedensbewegung 
koordinieren und durch die Bearbei­
tung folgender Schwerpunkte ver­
stärken: Analyse der zunehmenden 
Verstrickung der Wissenschaften in 
Prozesse der Militarisierung; Wissen­
schaftliche Bearbeitung von Ursa­
chen und Folgen der Kriegsgefahr; 
Zusammenarbeit mit bestehenden 
Wissenschaftlerinitiativen. 
Die Notwendigkeit einer solchen Ar­
beit war bereits bei einer öffentlichen 

Diskussionsveranstaltung „Wer be­
droht den Frieden?" mit dem Polito­
logen Prof. Reinhard Kühnl, Mar­
burg, und dem Mitglied des Direkto­
riums der DFU, Lorenz Knorr, be­
tont worden. Auch der Präsident der 
Universität Oldenburg, Dr. Horst 
Zilleßen, nahm sich in seinem Gruß­
wort dieses Themas an. 
Den inhaltlichen Schwerpunkt bilde­
te die Diskussion um ein neues Ar­
beitsprogramm, das im Laufe des 
nächsten Jahres erarbeitet werden 
soll. Das Aktionsprogramm von 
1974 bedarf einer Überarbeitung, 
denn das darin zum Ausdruck kom­
mende Selbstverständnis des BdWi 
ist durch die spezifischen Erfahrun­
gen der ersten Hälfte der 70er Jahre 
und die damalige Reformdiskussion 
im Hochschul- und Bildungsbereich 
geprägt. Seitdem hat sich die gesell-
schafts- und hochschul politische 
Landschaft stark verändert; dem soll 
ein neues, aktualisiertes Arbeitspro­
gramm Rechnung tragen. 

Von grundlegender Bedeutung ist in 
diesem Zusammenhang die Neube­
stimmung der Aufgaben und Funk­
tion des BdWi in der demokratischen 
Bewegung, die Konkretisierung des 
Verhältnisses zur Arbeiterbewegung, 
insbesondere zu den 
Gewerkschaften, und 
die Einschätzung der wm^^m 
„neuen sozialen Bewe­
gungen" sowie deren 
Bedeutung für die Ent­
wicklung demokrati­
scher Wissenschaftspo­
litik. Einen Einstieg in 
die Diskussion des 
letztgenannten Aspekts 
gab Peter Brückner, der 
im Rahmen der Dele­
giertenkonferenz über 
„Protestbewegungen und 
demokratische Wissen­
schaft" referierte. 
In den überregionalen 
Arbeitskreisen, Fach­
kommissionen und 
Projektgruppen des 
BdWi werden z.T. ähn­
liche Fragen fach- bzw. 
problemorientiert dis­
kutiert. Außer dem be­
reits erwähnten neuen 
Arbeitskreis „Wissen­
schaftler für den Frie­
den" gibt es den Frau­
en-Arbeitskreis, den 
AK Sozialarbeit, die 

Fachkommission Psychologie und 
die Projektgruppe Ökologie/Natur 
und Gesellschaft. Im Zusammen­
hang mit einer möglichen perspekti­
vischen Gewichtsverlagerung in 
Richtung auf Kooperation mit und 
Dienstleistungen für die „neuen so­
zialen Bewegungen" erhält das alte 
Ziel des BdWi eine neue Bedeutung, 
stärker auch Wissenschaftler in au­
ßeruniversitären Bereichen in die 
Verbandsarbeit einzubeziehen. 
Weitere für das nächste Jahr geplante 
Fachtagungen sollen diese Aufgabe 
realisieren helfen; 

- Fachtagung „demokratische Kul­
turarbeit" 30.10. - 1.11.81 in Heidel­
berg 

„Umweltwissenschaft - Umweltpoli -
tik, Positionen-Ergebnisse-Perspek­
tiven", 18. - 20. Nov. 81 in Marburg 
- Sportwissenschaft (Frühjahr 1982) 
- Die berufliche Situation der Sozial­
arbeiter und Sozialpädagogen in der 
Bundesrepublik (7. - 9. Mai 1982 in 
Duisburg. 
Bei den Neuwahlen zum Bundesvor­
stand des BdWi wurde Irene Pieper-
Seier aus Oldenburg, Hochschulleh­
rerin im Fachbereich Mathematik, in 
den engeren Bundesvorstand ge­
wählt. 

BHW 
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Personalabbau: 

Universität soll zehn Stellen streichen 
Scharfer Protest an das Wissenschaftsministerium 
Die Universität wurde vom Nieder­
sächsischen Ministerium für Wissen­
schaft und Kunst (MWK) angewie­
sen, für das Haushaltsjahr 1982 auf 
insgesamt zehn Stellen zu verzichten. 
Gegen diese Erlasse hat der Senat der 
Universität mit einem scharfen Pro­
test bei der Landesregierung reagiert. 

Zu Beginn des Jahres 1981 waren der 
Universität sieben dringend benötig­
te Stellen gekürzt worden. Dabei 
handelte es sich um zwei wissen­
schaftliche Assistenten in den Fä­
chern Pädagogik und Mathematik, 
die im Haushalt eigentlich schon ge­
sichert waren, sowie um zwei Hoch­
schullehrerstellen für Literaturwis­
senschaften und W i rtsc ha fts recht 
und um drei Angestellten-Stellen für 
die Bereiche Studienberatung, Geo-
mikrobiologie und Bibliothek, die 
für den Haushalt 1981 vorgesehen 
waren, Weitere Kürzungen im Be­
reich der Sachmittel betreffen vor al­
lem die Ausgaben für die Forschung 
und Lehre, für die Verwaltung und 
mehrere Zentrale Einrichtungen der 
Universität. 

Eine neuerliche Kürzungsaufforde­
rung des Wissenschaftsministcriums 
bezieht sich auf zwei Stellen wissen­
schaftlicher Assistenten im Fach 
Pädagogik und um eine Stelle im 
Fach Arbeitslehre/Polytechnik. 
Bereits aus Anlaß der ersten Stellen­
kürzungen hatte der Senat unter Hin­
weis auf die angespannte Personalsi­
tuation der noch in ihrer Entwick­
lung befindlichen Universität auf die 
schwerwiegenden Folgen solcher 
Maßnahmen hingewiesen; der Stel­
lenabbau mehre die Zweifel an der 
Bereitschaft der Landesregierung, so 
der Senat damals, „in Oldenburg eine 
Universität mit einem Ausstattungs­
standard zu errichten, der mit dem 
anderer Universitäten vergleichbar 
ist". 

In einem Schreiben an den Wissen­
schaftsminister bekräftigte der Präsi­
dent der Universität, Dr. Horst Zillc-
ßen. die seinerzeit geäußerte Kritik 
des Senats. Die erneuten Stellenstrei­

chungen würden künftig die Stellen-
und Aulgabenentwicklung der Uni­
versität noch weiterauseinanderklaf-
len lassen. Dies umso mehr, als der 
anhaltend starke Anstieg der Studen­
tenzahlen ohne die erforderlichen zu­
sätzlichen Haushaltsmittel verkraftet 
werden müsse. Überdies belaste eine 
Reihe von Umständen, die von der 
Universität nicht zu verantworten 
seien, diese mit zusätzlichen Anfor­
derungen personeller Art: 

• der verzögerte Hochschulausbau 
erfordere eine Reihe von personal-
und zeitaufwendigen Zwischenlösun­
gen, z.B. Anmietungen, verbunden 
mit zusätzlichem Planungs- und Her­
richtungsaufwand; 
• für Gebäudeunterhaltung und Be­
triebstechnik der im Herbst 1982 be­
zugsfertigen Neubauten seien bereits 

im Rühmen des der Universität zuge­
standenen Stellenkontingents vom 
MWK zu wenig Stellen bewilligt wor­
den; 
• die Neufassung von Prüfungsord­
nungen im Lehramtsbereich erforde­
re die Bereitstellung von zusätzli­
chem Lehrangebot, ohne daß hierfür 
entsprechend mehr Lehrpersonal zur 
Verfügung gestellt werde. 
Kritisiert wird auch das vom MWK 
gewählte Verfahren, das von den zu­
fällig an einem Stichtag freien oder 
freiwerdenden Stellen ausgeht. Da­
durch werde, wenn schon die Kür­
zungen unumgänglich seien, der Uni­
versität die Möglichkeit genommen, 
diese nach systematischen, d.h. im 
Linklang mit den mittelfristigen Zie­
len der Universität stehenden Krite­
rien vorzunehmen. jb 

Neue Bezeichnungen für Fachbereiche 
Der Senat hat auf seiner Sitzung im 
Juli die Bezeichnung der Fachbe­
reiche zum Teil geändert. Nachfol­
gend die nun offiziell gültigen Be­
zeichnungen: 
Fachbereich I „Pädagogik" 
Fachbereich 2 „Kommunikation/ 
Ästhetik" 
Fachbereich 3 „Sozialwissenschaf­
ten" 

Fachbereich 4 „Wirtschafts- und 
und Rechtswissenschaften" 
Fachbereich 5 „Philosophie, Psy­
chologie, Sportwissenschaft" 
Fachbereich 6 „Mathematik/In­
formatik" 
Fachbereich 7 „Biologie" 
Fachbereich 8 „Physik" 
Fachbereich 9 „Chemie" 

Alle Dekane gewählt 

Japanische Kalligraphie 

..Japanische Kalligraphie der Gegen­
wart" zeigt das Oldenburger Stadt­
museum vom 23. bis 30. August 1981. 
Dieser neue Schritt, fernöstliche Kul­
tur und Kunst in Oldenburg bekannt 
zu machen, geht auf das Engagement 
von Professor Dr. Horst E. Wittig 
zurück, der an der Universität das 
Fach Pädagogik vertritt und zur Zeit 
eine Gastprofessuran derStaatlichen 
Universität Matsumoto in Japan in­
nehat. 
Die Ausstellung wurde von der 
Künstlergruppc „Tokyo Times Sho-
do-kai" zusammengestellt, die von 

der japanischen Tageszeitung Tokyo 
Times gefördert wird. Museumsdi­
rektor Dr. W. Gilly wird am Sonn­
tag, 23. August, 11. Uhr, zur Eröff­
nung eine Einführung in die Kunst 
der Kalligraphie geben. 
Als weiteren Höhepunkt konnte 
Prof. Wittig ein Konzert mit altjapa­
nischer Musik arrangieren. Es spielt 
ein Koto-Orchcster mit Bambusflö­
ten. Auch diese Veranstaltung wird 
im Stadtmuseum sein. 
Bereits im vergangenen Jahr hatte 
Wittig japanische Kunstwerke in Ol­
denburg. Leer und Bad Zwischenahn 
ausgestellt und dabei große Reso­
nanz in der Öffentlichkeit gefunden. 
Der Hochschullehrer sieht den Hin­
tergrund seines privaten, mit hohen 
Kosten verbundenen Engagements in 
dem Bemühen, nicht nur Interesse 
für die japanische Kultur - neben der 
Kalligraphie und der Musik auch 
Ikebana, Tanz und Teezeremonie -
zu wecken, sondern den Anstoß zu 
vielfältigeren Beziehungen zwischen 
der Nordwest-Region der Bundesre­
publik und setner japanischen „Hei­
mat" zu geben. k 

Die Wahl der neuen Dekane wurde 
inzwischen in allen neun konstitu­
ierten Fachbereichen der Universität 
abgeschlossen. In uni-info 11/81 
wurden bereits sechs Dekane vorge­
stellt. An dieser Stelle folgen die 
Kurzbiographien der Vorsitzenden 
für die Fachbereiche 2(Kommunika-
tion/Ästhetik), 3(Sozialwissenschaf-
len) und 4 (Wirtschafts- und Rechts­
wissenschaften). 

FB Kommunikation/Ästhetik 
Professor Dr. Die­
ter Kimpel (39), 
wissenschaftlicher 
Arbei tsbereich: 
Kunst- und Archi­
tekturgeschichte, 
Studium in Bonn 
und Paris, Promotion 1970 zur Ar­
chitektur und Skulptur der Hochgo­
tik, Stipendiat des Landes Nord­
rhein-Westfalen am Zentralinstitut 
für Kunstgeschichte in München, As­
sistenz am Institut für Kunstge­
schichte der Technischen Universität 
München, seit 1979 Hochschullehrer 
in Oldenburg. 
FB Sozialwissenschaften 
Professor Dr. Wal­
ter Siebel (42), wis­
senschaftlicher Ar­
beitsbereich: So­
ziologie mit dem 
Schwerpunkt der 
Stadt- und Regio-
nalsoziologic, Studium in Aachen. 
Bonn, New York, Frankfurt/M.. 
1967 bis 1968 Sigmund Freud-Insti­
tut, 1969 bis 1972 Soziologisches In­
stitut der TH Darmstadt, 1972 bis 
1975 Institut Wohnen und Umwelt, 

Keine KMK-Restriktionen für ausländische Studenten 
Praktisch ohne Auswirkung auf die 
Zulassung ausländischer Studenten 
an der Universität Oldenburg bleibt 
die durch einen Erlaß des Nieder­
sächsischen Ministers für Wissen­
schaft und Kunst (MWK) vorge­
schriebene Anwendung von Zulas­
sungsrichtlinien, die im Frühjahrvon 
der Kultusministerkonferenz (KMK) 
beschlossen worden war. Die in dem 
Erlaß eingeräumten Übergangsbe­
stimmungen erlauben der Universität 
in einem Großteil der Fälle die Beibe­
haltung des bisher praktizierten Zu­
lassungsverfahrens. 
Große Empörung hatte der Beschluß 
der KMK nicht nur bei den betroffe­
nen Ausländern, sondern auch bei 
vielen Hochschulen und Verbänden 
im Bildungswesen ausgelöst. Durch 
den KMK-Beschluß war die Zulas­
sungspraxis dahingehend verändert 
worden, daß künftig Studenten aus 
der Türkei, dem Iran und Griechen­
land neben dem Abschlußzeugnis ei­
ner Sekundärschule zusätzlich den 
Nachweis einer in diesen Ländern 
zentral durchgeführten Hochschul­
zulassungsprüfung sowie die Imma­
trikulationsbescheinigung einer 
Hochschule des Herkunftslandes 

vorzulegen hätten. Studenten aus In­
donesien wurde eine Echtheitsbe­
scheinigung für ihre Zeugnisse, aus­
gestellt vom indonesischen Bildungs­
ministerium, abverlangt, das zusätz­
lich mit einem Vermerk über die 
Unbedenklichkeit des Auslandsstu­
diums versehen werden sollte. 
Die Kritik an dieser Neuregelung 
konzentrierte sich vor allem darauf. 
daß damit Studenten aus Ländern ge­
troffen werden, in denen Verfolgun­
gen politisch unliebsamer Regimekri­
tiker an der Tagesordnung sind, so 
etwa in der Türkei, im Iran und in 
Indonesien. Durch die Regelung 
würde den dortigen Behörden ein In­
strument zusätzlicher Repression in 
die Hand gegeben. Hinzu kommt, 
daß in diesen Ländern die Hochschu­
len nur zu einem geringen Teil den 
Schulabgängern Platz bieten bzw. im 
Iran seit zwei Jahren gänzlich ge­
schlossen sind. 

Auch der Senat der Universität Ol­
denburg hatte seinerzeit gegen den 
KMK-Beschluß protestiert und be­
schlossen, ihn nicht anzuwenden. Ne­
ben den genannten Gründen wurde 
vom Senat darauf verwiesen, daß die 
deutschen Hochschulen sich prak­

tisch eines wichtigen Teils ihrer 
Autonomie begäben, wenn sie sich 
bei der Zulassung an der Zulassungs­
praxis des jeweiligen Herkunftslan­
des orientierten, aus denen Immatri­
kulationsnachweise verlangt werden. 
Zudem bestehe bei Studenten und 
Wissenschaftlern ein hohes Interesse 
daran, daß Ausländer an deutschen 
Hochschulen studieren, denn erst der 
unmittelbare Kontakt mit den aus­
ländischen Kommilitonen erlaube 
die so wichtige Vermittlung von Pro­
blemen aus deren Heimatländern in 
Lehre und Forschung in Deutsch­
land. 
Das Problem der KMK-Empfehlung 
wurde sowohl von der Niedersächsi­
schen Landcshochschulkonferenzals 
auch von der Westdeutschen Rekto­
renkonferenz behandelt. Dabei wur­
de ein Teil der geschilderten Kritik 
übernommen; insbesondere wurde 
bemängelt, daß die Kultusminister -
wieder einmal - ohne vorherige An­
hörung der betroffenen Hochschulen 
so weitreichende Beschlüsse gefaßt 
hätten. Es wurde beschlossen, eine 
Revision dieser Zulassungsneurege­
lung sowie Übergangsbestimmungen 
für die Zulassung zum Winterseme­

ster 81/82, wie sie jetzt vom MWK 
zugestanden wurden, zu fordern. 
Im Rahmen des jetzt abgeschlosse­
nen Zulassungsverfahrens an der 
Universität Oldenburg wurden insge­
samt 626 Zulassungsanträge bearbei­
tet, davon werden 95 Bewerber über­
wiegend aus Ländern der „Dritten 
Welt" an das Niedersächsische Stu­
dienkolleg in Hannover gemeldet, wo 
sie sich nach bestandener Zugangs­
prüfung ein Jahr auf das Studium an 
einer deutschen Hochschule vorbe­
reiten müssen. Erst wenn sie nach 
diesem Jahr die sogenannte „Fest­
stellungsprüfung" bestanden haben, 
erwerben sie das Recht, ein bestimm­
tes Fach in Deutschland zu studieren. 
Erstmals wurden zum Winterseme­
ster 1981/82 bei der Zulassung von 
ausländischen Studienbewerbern ei­
nem Beschluß des Senats entspre­
chend Mindestnoten für Bewerber 
aus dem Iran, der Türkei und Grie­
chenland zugrunde gelegt. Dieses 
Verfahren, das an anderen Hoch­
schulen bereits seit mehreren Jahren 
praktiziert wird, hat sich als erforder­
lich zur Bewältigung der großen Zahl 
von Zulassungsanträgen erwiesen. 

jb 

seit 1975 Hochschullehrer in Olden­
burg, Aufbau einer Arbeitsgruppe 
Stad t forsch ung mit derzeitigen 
Schwerpunkten in Bedürfnisfor­
schung und informeller Ökonomie. 

FB Wir tschal t s - und Rechtswis­
senschaften 
Professor Dr. Woll­
gang Pfaffenber-
ger (40), wissen­
schaftlicher Ar­
beitsbereich: Volks­
wir tschafts lehre 
(Allgemeine Wirt- ^ ± 

schaftspolitik), Studium in Berlin, 
München und Kiel, Promotion mit 
einer Arbeit über Wohlstandskrite­
rien für die Wirtschaftsplanung 
(1970), 1969 bis 1971 Auslandsauf­
enthalt in Birmingham, seit 1971 As-
sistenzprofessor in Berlin, 1975 in Ol­
denburg zum Professor ernannt, Ar­
beitsschwerpunkt: Energiewirtschaft 
und Verteilungstheorie. k 

Kurz notiert 
An der Universität Oxford können 
qualifizierte deutsche Studenten in 
den akademischen Jahren 1982 bis 
1984 mit dem „Michael Foster-StU 
pendium" studieren, wenn sie beab­
sichtigen, nach ihrem deutschen 
Staatsexamen noch einen akademi­
schen Grad in Oxford zu erwerben. 
Bewerbungsunterlagen sind bei Jo­
hannes Buchrucker (Raum A 210) zu 
erhalten. 

„Medien für Studium, Lehre und For­
schung - Perspektiven zur Arbeit von 
Medienzentren in den 80er Jahren" ist 
eine Tagung am 1. bis 3. Oktober 
1981 im Audiovisuellen Medienzen­
trum der Gesamthochschule Essen 
überschrieben. Mehrere Vorträge 
und verschiedene Workshops sind 
geplant. Nähere Auskünfte erteilt das 
Audiovisuelle Medienzentrum, Uni­
versität Essen-GH, Universitätsstra­
ße 12.4300 Essen 1. 
Der „Krefelder Appell" wird in einem 
Aufruf der GEW-Fachgruppe Hoch­
schulen an der Oldenburger Univer­
sität begrüßt. Es wird dazu aufge­
rufen, mit dem Appell die Bundes­
regierungaufzufordern, „die Zustim­
mung zur Stationierung von Per-
shing-II-Raketen und Marschflug­
körpern in Mitteleuropa zurückzu­
ziehen". In dem Aufruf der GEW-
Fachgruppe heißt es zur Begrün­
dung weiter: „Die Gefahr eines 
Atomkrieges in Europa wird immer" 
größer. Trotz vieler Widerstände soll 
der sogenannte 'Nachrüstungs"-Be-
schluß der NATO vom 12.12.1979 
durchgesetzt werden, nach dem noch 
mehr und qualitativ neuartige Atom­
raketen in Westeuropa stationiert 
werden sollen. Für 

unser Land bedeutet diese Strategie 
des 'begrenzten Atomkriegs' die völ­
lige Vernichtung." 
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Universität soll zehn Stellen streichen 
Scharfer Protest an das Wissenschaftsministerium 
Die Universität wurde vom Nieder­
sächsischen Ministerium für Wissen­
schaft und Kunst (MWK) angewie­
sen, für das Haushaltsjahr 1982 auf 
insgesamt zehn Stellen zu verzichten. 
Gegen diese Erlasse hat der Senat der 
Universität mit einem scharfen Pro­
test bei der Landesregierung reagiert. 

Zu Beginn des Jahres 1981 waren der 
Universität sieben dringend benötig­
te Stellen gekürzt worden. Dabei 
handelte es sich um zwei wissen­
schaftliche Assistenten in den Fä­
chern Pädagogik und Mathematik, 
die im Haushalt eigentlich schon ge­
sichert waren, sowie um zwei Hoch­
schullehrerstellen für Literaturwis­
senschaften und W i rtsc ha fts recht 
und um drei Angestellten-Stellen für 
die Bereiche Studienberatung, Geo-
mikrobiologie und Bibliothek, die 
für den Haushalt 1981 vorgesehen 
waren, Weitere Kürzungen im Be­
reich der Sachmittel betreffen vor al­
lem die Ausgaben für die Forschung 
und Lehre, für die Verwaltung und 
mehrere Zentrale Einrichtungen der 
Universität. 

Eine neuerliche Kürzungsaufforde­
rung des Wissenschaftsministcriums 
bezieht sich auf zwei Stellen wissen­
schaftlicher Assistenten im Fach 
Pädagogik und um eine Stelle im 
Fach Arbeitslehre/Polytechnik. 
Bereits aus Anlaß der ersten Stellen­
kürzungen hatte der Senat unter Hin­
weis auf die angespannte Personalsi­
tuation der noch in ihrer Entwick­
lung befindlichen Universität auf die 
schwerwiegenden Folgen solcher 
Maßnahmen hingewiesen; der Stel­
lenabbau mehre die Zweifel an der 
Bereitschaft der Landesregierung, so 
der Senat damals, „in Oldenburg eine 
Universität mit einem Ausstattungs­
standard zu errichten, der mit dem 
anderer Universitäten vergleichbar 
ist". 

In einem Schreiben an den Wissen­
schaftsminister bekräftigte der Präsi­
dent der Universität, Dr. Horst Zillc-
ßen. die seinerzeit geäußerte Kritik 
des Senats. Die erneuten Stellenstrei­

chungen würden künftig die Stellen-
und Aulgabenentwicklung der Uni­
versität noch weiterauseinanderklaf-
len lassen. Dies umso mehr, als der 
anhaltend starke Anstieg der Studen­
tenzahlen ohne die erforderlichen zu­
sätzlichen Haushaltsmittel verkraftet 
werden müsse. Überdies belaste eine 
Reihe von Umständen, die von der 
Universität nicht zu verantworten 
seien, diese mit zusätzlichen Anfor­
derungen personeller Art: 

• der verzögerte Hochschulausbau 
erfordere eine Reihe von personal-
und zeitaufwendigen Zwischenlösun­
gen, z.B. Anmietungen, verbunden 
mit zusätzlichem Planungs- und Her­
richtungsaufwand; 
• für Gebäudeunterhaltung und Be­
triebstechnik der im Herbst 1982 be­
zugsfertigen Neubauten seien bereits 

im Rühmen des der Universität zuge­
standenen Stellenkontingents vom 
MWK zu wenig Stellen bewilligt wor­
den; 
• die Neufassung von Prüfungsord­
nungen im Lehramtsbereich erforde­
re die Bereitstellung von zusätzli­
chem Lehrangebot, ohne daß hierfür 
entsprechend mehr Lehrpersonal zur 
Verfügung gestellt werde. 
Kritisiert wird auch das vom MWK 
gewählte Verfahren, das von den zu­
fällig an einem Stichtag freien oder 
freiwerdenden Stellen ausgeht. Da­
durch werde, wenn schon die Kür­
zungen unumgänglich seien, der Uni­
versität die Möglichkeit genommen, 
diese nach systematischen, d.h. im 
Linklang mit den mittelfristigen Zie­
len der Universität stehenden Krite­
rien vorzunehmen. jb 

Neue Bezeichnungen für Fachbereiche 
Der Senat hat auf seiner Sitzung im 
Juli die Bezeichnung der Fachbe­
reiche zum Teil geändert. Nachfol­
gend die nun offiziell gültigen Be­
zeichnungen: 
Fachbereich I „Pädagogik" 
Fachbereich 2 „Kommunikation/ 
Ästhetik" 
Fachbereich 3 „Sozialwissenschaf­
ten" 

Fachbereich 4 „Wirtschafts- und 
und Rechtswissenschaften" 
Fachbereich 5 „Philosophie, Psy­
chologie, Sportwissenschaft" 
Fachbereich 6 „Mathematik/In­
formatik" 
Fachbereich 7 „Biologie" 
Fachbereich 8 „Physik" 
Fachbereich 9 „Chemie" 

Alle Dekane gewählt 

Japanische Kalligraphie 

..Japanische Kalligraphie der Gegen­
wart" zeigt das Oldenburger Stadt­
museum vom 23. bis 30. August 1981. 
Dieser neue Schritt, fernöstliche Kul­
tur und Kunst in Oldenburg bekannt 
zu machen, geht auf das Engagement 
von Professor Dr. Horst E. Wittig 
zurück, der an der Universität das 
Fach Pädagogik vertritt und zur Zeit 
eine Gastprofessuran derStaatlichen 
Universität Matsumoto in Japan in­
nehat. 
Die Ausstellung wurde von der 
Künstlergruppc „Tokyo Times Sho-
do-kai" zusammengestellt, die von 

der japanischen Tageszeitung Tokyo 
Times gefördert wird. Museumsdi­
rektor Dr. W. Gilly wird am Sonn­
tag, 23. August, 11. Uhr, zur Eröff­
nung eine Einführung in die Kunst 
der Kalligraphie geben. 
Als weiteren Höhepunkt konnte 
Prof. Wittig ein Konzert mit altjapa­
nischer Musik arrangieren. Es spielt 
ein Koto-Orchcster mit Bambusflö­
ten. Auch diese Veranstaltung wird 
im Stadtmuseum sein. 
Bereits im vergangenen Jahr hatte 
Wittig japanische Kunstwerke in Ol­
denburg. Leer und Bad Zwischenahn 
ausgestellt und dabei große Reso­
nanz in der Öffentlichkeit gefunden. 
Der Hochschullehrer sieht den Hin­
tergrund seines privaten, mit hohen 
Kosten verbundenen Engagements in 
dem Bemühen, nicht nur Interesse 
für die japanische Kultur - neben der 
Kalligraphie und der Musik auch 
Ikebana, Tanz und Teezeremonie -
zu wecken, sondern den Anstoß zu 
vielfältigeren Beziehungen zwischen 
der Nordwest-Region der Bundesre­
publik und setner japanischen „Hei­
mat" zu geben. k 

Die Wahl der neuen Dekane wurde 
inzwischen in allen neun konstitu­
ierten Fachbereichen der Universität 
abgeschlossen. In uni-info 11/81 
wurden bereits sechs Dekane vorge­
stellt. An dieser Stelle folgen die 
Kurzbiographien der Vorsitzenden 
für die Fachbereiche 2(Kommunika-
tion/Ästhetik), 3(Sozialwissenschaf-
len) und 4 (Wirtschafts- und Rechts­
wissenschaften). 

FB Kommunikation/Ästhetik 
Professor Dr. Die­
ter Kimpel (39), 
wissenschaftlicher 
Arbei tsbereich: 
Kunst- und Archi­
tekturgeschichte, 
Studium in Bonn 
und Paris, Promotion 1970 zur Ar­
chitektur und Skulptur der Hochgo­
tik, Stipendiat des Landes Nord­
rhein-Westfalen am Zentralinstitut 
für Kunstgeschichte in München, As­
sistenz am Institut für Kunstge­
schichte der Technischen Universität 
München, seit 1979 Hochschullehrer 
in Oldenburg. 
FB Sozialwissenschaften 
Professor Dr. Wal­
ter Siebel (42), wis­
senschaftlicher Ar­
beitsbereich: So­
ziologie mit dem 
Schwerpunkt der 
Stadt- und Regio-
nalsoziologic, Studium in Aachen. 
Bonn, New York, Frankfurt/M.. 
1967 bis 1968 Sigmund Freud-Insti­
tut, 1969 bis 1972 Soziologisches In­
stitut der TH Darmstadt, 1972 bis 
1975 Institut Wohnen und Umwelt, 

Keine KMK-Restriktionen für ausländische Studenten 
Praktisch ohne Auswirkung auf die 
Zulassung ausländischer Studenten 
an der Universität Oldenburg bleibt 
die durch einen Erlaß des Nieder­
sächsischen Ministers für Wissen­
schaft und Kunst (MWK) vorge­
schriebene Anwendung von Zulas­
sungsrichtlinien, die im Frühjahrvon 
der Kultusministerkonferenz (KMK) 
beschlossen worden war. Die in dem 
Erlaß eingeräumten Übergangsbe­
stimmungen erlauben der Universität 
in einem Großteil der Fälle die Beibe­
haltung des bisher praktizierten Zu­
lassungsverfahrens. 
Große Empörung hatte der Beschluß 
der KMK nicht nur bei den betroffe­
nen Ausländern, sondern auch bei 
vielen Hochschulen und Verbänden 
im Bildungswesen ausgelöst. Durch 
den KMK-Beschluß war die Zulas­
sungspraxis dahingehend verändert 
worden, daß künftig Studenten aus 
der Türkei, dem Iran und Griechen­
land neben dem Abschlußzeugnis ei­
ner Sekundärschule zusätzlich den 
Nachweis einer in diesen Ländern 
zentral durchgeführten Hochschul­
zulassungsprüfung sowie die Imma­
trikulationsbescheinigung einer 
Hochschule des Herkunftslandes 

vorzulegen hätten. Studenten aus In­
donesien wurde eine Echtheitsbe­
scheinigung für ihre Zeugnisse, aus­
gestellt vom indonesischen Bildungs­
ministerium, abverlangt, das zusätz­
lich mit einem Vermerk über die 
Unbedenklichkeit des Auslandsstu­
diums versehen werden sollte. 
Die Kritik an dieser Neuregelung 
konzentrierte sich vor allem darauf. 
daß damit Studenten aus Ländern ge­
troffen werden, in denen Verfolgun­
gen politisch unliebsamer Regimekri­
tiker an der Tagesordnung sind, so 
etwa in der Türkei, im Iran und in 
Indonesien. Durch die Regelung 
würde den dortigen Behörden ein In­
strument zusätzlicher Repression in 
die Hand gegeben. Hinzu kommt, 
daß in diesen Ländern die Hochschu­
len nur zu einem geringen Teil den 
Schulabgängern Platz bieten bzw. im 
Iran seit zwei Jahren gänzlich ge­
schlossen sind. 

Auch der Senat der Universität Ol­
denburg hatte seinerzeit gegen den 
KMK-Beschluß protestiert und be­
schlossen, ihn nicht anzuwenden. Ne­
ben den genannten Gründen wurde 
vom Senat darauf verwiesen, daß die 
deutschen Hochschulen sich prak­

tisch eines wichtigen Teils ihrer 
Autonomie begäben, wenn sie sich 
bei der Zulassung an der Zulassungs­
praxis des jeweiligen Herkunftslan­
des orientierten, aus denen Immatri­
kulationsnachweise verlangt werden. 
Zudem bestehe bei Studenten und 
Wissenschaftlern ein hohes Interesse 
daran, daß Ausländer an deutschen 
Hochschulen studieren, denn erst der 
unmittelbare Kontakt mit den aus­
ländischen Kommilitonen erlaube 
die so wichtige Vermittlung von Pro­
blemen aus deren Heimatländern in 
Lehre und Forschung in Deutsch­
land. 
Das Problem der KMK-Empfehlung 
wurde sowohl von der Niedersächsi­
schen Landcshochschulkonferenzals 
auch von der Westdeutschen Rekto­
renkonferenz behandelt. Dabei wur­
de ein Teil der geschilderten Kritik 
übernommen; insbesondere wurde 
bemängelt, daß die Kultusminister -
wieder einmal - ohne vorherige An­
hörung der betroffenen Hochschulen 
so weitreichende Beschlüsse gefaßt 
hätten. Es wurde beschlossen, eine 
Revision dieser Zulassungsneurege­
lung sowie Übergangsbestimmungen 
für die Zulassung zum Winterseme­

ster 81/82, wie sie jetzt vom MWK 
zugestanden wurden, zu fordern. 
Im Rahmen des jetzt abgeschlosse­
nen Zulassungsverfahrens an der 
Universität Oldenburg wurden insge­
samt 626 Zulassungsanträge bearbei­
tet, davon werden 95 Bewerber über­
wiegend aus Ländern der „Dritten 
Welt" an das Niedersächsische Stu­
dienkolleg in Hannover gemeldet, wo 
sie sich nach bestandener Zugangs­
prüfung ein Jahr auf das Studium an 
einer deutschen Hochschule vorbe­
reiten müssen. Erst wenn sie nach 
diesem Jahr die sogenannte „Fest­
stellungsprüfung" bestanden haben, 
erwerben sie das Recht, ein bestimm­
tes Fach in Deutschland zu studieren. 
Erstmals wurden zum Winterseme­
ster 1981/82 bei der Zulassung von 
ausländischen Studienbewerbern ei­
nem Beschluß des Senats entspre­
chend Mindestnoten für Bewerber 
aus dem Iran, der Türkei und Grie­
chenland zugrunde gelegt. Dieses 
Verfahren, das an anderen Hoch­
schulen bereits seit mehreren Jahren 
praktiziert wird, hat sich als erforder­
lich zur Bewältigung der großen Zahl 
von Zulassungsanträgen erwiesen. 

jb 

seit 1975 Hochschullehrer in Olden­
burg, Aufbau einer Arbeitsgruppe 
Stad t forsch ung mit derzeitigen 
Schwerpunkten in Bedürfnisfor­
schung und informeller Ökonomie. 

FB Wir tschal t s - und Rechtswis­
senschaften 
Professor Dr. Woll­
gang Pfaffenber-
ger (40), wissen­
schaftlicher Ar­
beitsbereich: Volks­
wir tschafts lehre 
(Allgemeine Wirt- ^ ± 

schaftspolitik), Studium in Berlin, 
München und Kiel, Promotion mit 
einer Arbeit über Wohlstandskrite­
rien für die Wirtschaftsplanung 
(1970), 1969 bis 1971 Auslandsauf­
enthalt in Birmingham, seit 1971 As-
sistenzprofessor in Berlin, 1975 in Ol­
denburg zum Professor ernannt, Ar­
beitsschwerpunkt: Energiewirtschaft 
und Verteilungstheorie. k 

Kurz notiert 
An der Universität Oxford können 
qualifizierte deutsche Studenten in 
den akademischen Jahren 1982 bis 
1984 mit dem „Michael Foster-StU 
pendium" studieren, wenn sie beab­
sichtigen, nach ihrem deutschen 
Staatsexamen noch einen akademi­
schen Grad in Oxford zu erwerben. 
Bewerbungsunterlagen sind bei Jo­
hannes Buchrucker (Raum A 210) zu 
erhalten. 

„Medien für Studium, Lehre und For­
schung - Perspektiven zur Arbeit von 
Medienzentren in den 80er Jahren" ist 
eine Tagung am 1. bis 3. Oktober 
1981 im Audiovisuellen Medienzen­
trum der Gesamthochschule Essen 
überschrieben. Mehrere Vorträge 
und verschiedene Workshops sind 
geplant. Nähere Auskünfte erteilt das 
Audiovisuelle Medienzentrum, Uni­
versität Essen-GH, Universitätsstra­
ße 12.4300 Essen 1. 
Der „Krefelder Appell" wird in einem 
Aufruf der GEW-Fachgruppe Hoch­
schulen an der Oldenburger Univer­
sität begrüßt. Es wird dazu aufge­
rufen, mit dem Appell die Bundes­
regierungaufzufordern, „die Zustim­
mung zur Stationierung von Per-
shing-II-Raketen und Marschflug­
körpern in Mitteleuropa zurückzu­
ziehen". In dem Aufruf der GEW-
Fachgruppe heißt es zur Begrün­
dung weiter: „Die Gefahr eines 
Atomkrieges in Europa wird immer" 
größer. Trotz vieler Widerstände soll 
der sogenannte 'Nachrüstungs"-Be-
schluß der NATO vom 12.12.1979 
durchgesetzt werden, nach dem noch 
mehr und qualitativ neuartige Atom­
raketen in Westeuropa stationiert 
werden sollen. Für 

unser Land bedeutet diese Strategie 
des 'begrenzten Atomkriegs' die völ­
lige Vernichtung." 
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Terminplan 
WS 1981/82 
Pur das Wintersemester 1981/82 
beschloß der Senat folgenden Ter­
minplan. Die Sitzungen liegen alle 
am Mittwoch. Die Termine der 
Zentralen Gremien beginnen in 
der Regel um 9.00 Uhr. 

14.10.81 
21.10.81 
28.10.81 

4.11.81 
11.11.81 
25.11.81 

2.12.81 
9.12.81 

16.12.81 
6. 1.82 

LI 1.82 
2(1. 1.82 
27. 1.82 

3. 2.82 
10. 2.82 
17. 2.82 
24. 2.82 

X .1.82 
10. 3.82 
17. 3.82 
24. 3.82 

Senat 
BK u. a. Sken 
ZSK/FBR 
HPK 
Senat 
ISK u. a. Sken 
ZSK/I-'BR 
HPK 
Senat 
BK u. a. Sken 
ZSK/FBR 
HPK 
Senat 
BK u. a. Sken 
ZSK/FBR 
HPK 
Senat 
BK u. a. Sken 
ZSK/FBR 
HPK 
Senat 

Abkürzungen: HPK = Haushalts­
und Planungskommission 
ZSK = Zentrale Sludienkommis-
sion 
FBR = Fachbereichsräte 
BK = Baukommission 
Sken = Senalskommissionen 

Glosse 

Zitat 
„Der Numerus Clausus ist die Rege­
lung, nach der Studenten nur noch 
beschränkt zum Studium zugelassen 
werden". 
Dieter Hildebrandt, 1. Fernseh-Pro-
gramm am 14.5. 

Die Studienkommission (alten Typs) 
Diplom-Wirtschaftswissenschaften hat 
Antrage auf selbständige Lehre (Lehr-
aufträge) auch für solche wissen­
schaftlichen Mitarbeiter befürwortet. 
die „mehr oder wenigerfrisch aus dem 
Examen" kürz/ich neu eingestellt wor­
den sind. Nachstehend berichten wir 
mithilfe eines Vorab-Protokollauszugs 
aus dem Jahre 1982 über die Weiter­
entwicklung dieses hochschulpolitisch 
bedeutsamen Beschlusses. 

Auf ihrer gestrigen Sitzung har die 
Studienkommission Diplom-Wirt-
schaftsunwissenschaften hei einer. Ge­
genstimme folgenden Beschluß gefußt: 
Jeder Studierende, der einen studien-
begleitenden Leistungsnachweis nach 
§ 30 oder §32 der Diplom-Prufungs-
ordnung erworben hat. ist ab sofort be­
rechtigt. jedem anderen Studierenden. 
dem dieser Leistungsnachweis noch 
fehlt, einen solchen auszustellen. 

Voraussetzung ist allerdings Erfah­
rung in der Lehre; diese gilt als nach­
gewiesen. wenn der Student glaubhaft 
versichert, er selbst könne die Lehr­
veranstaltungen mindestens eines (na­
mentlich zu nennenden) Lehrenden 
besser als dieser durchführen. Grund­
lage dieses von der Wissenschaft weg­
weisenden Beschlusses ist das Dop­
pelprinzip: .. Wer geprüft worden ist. 
der lehrt" und „ Wer lehrt, der prüft". 
In der Kommission ist zu Recht darauf 
hingewiesen worden, daß das Potential 
dieses Grundsatzes mit dem vorliegen­
den Beschluß bei weitem noch nicht er­
schöpft ist. Es liegt auf der Hand, daß 
die /.-Prüfung in der bisherigen Form 
nicht haltbar ist. denn jeder Inhaber 
des Abiturs muß jedem anderen das 
Abitur abnehmen können. Die Abstim­
mung über einen diesbezüglichen Be­
schluß wurde auf die nächste Sitzung 
vertagt, weil eine gewisse Ratlosig­
keit durch die Fragen entstanden war. 
was mit den dann zu erwartenden über 
eine halbe Million arbeitslosen Leh­
rern geschehen solle. 

R. Pethig 

Björn Engholm zum 
Lehrerstudium 
In einem Beitrag zu einer Abiturrede 
für das Jahr 1981 setzt sich der Bun­
desminister für Bildung und Wissen­
schaft, Björn Engholm, mit den Per­
spektiven des Lehrerstudiums aus­
einander: „Die Prognosen für Lehrer 
sind schlecht, die Konkurrenz wird 
hart; aber wenn Sie Spaß am Lehren 
und Freude am Umgang mit jungen 
Menschen haben, dann studieren Sie 
Lehrer. Nehmen Sie die Chance der 
besonderen Leistung aufgrund be­
sonderer Motivation wahr - aber 
auch das Risiko, später vielleicht 
trotz des guten Abschlusses etwas an­
deres machen zu müssen, in Kauf... 
Und überhaupt: Die Zeiten tradierter 
Status- und Einkommenserwartun­
gen nach Hochschulabschluß gehen 
in den 80er Jahren wohl endgültig zu 
Ende." 

„Beitragsboykott" 
ist verboten 
Vom Präsidenten der Universität 
wurde verboten, weiterhin eine „mit-
teilung der ODS, SAM/JES und 
RFS Hochschulgruppen zum Straf­
antrug gegen den AStA" zu verbrei­
ten. Ein Flugblatt mit diesem Titel 
war Anfang Juli in der Universität 
verteilt worden. Da das Erschei­
nungsbild des Blattes bei dem unvor­
eingenommenen Beobachter den 
Eindruck erwecken konnte, daß es 
sich um eine offizielle Mitteilung der 
Universität, vertreten durch den Prä­
sidenten. handele, wurde der presse­
rechtlich verantwortliche Student 
aufgefordert, die Verwendung dieses 
oder eines ähnlichen mit Amtlichen 
Mitteilungen verwechselbaren Brief­
kopfes zu unterlassen. Der Student 
wurde außerdem darauf hingewie­
sen, daß sein „Beitragsboykott" ge­
gen den AStA nicht mit dem Nieder-
sächsischen Hochschulgesetz (§ 53) 
vereinbar sei. 

Personalien Personalien 
Dr. Hans-Jörg l'erenz, wissenschaft­
licher Mitarbeiter im Fachbereich 7 
(Biologie), hat eine Einladung zu ei­
nem Forschungsaufenthalt an der 
University of California, Los Ange­
les, USA, erhalten. Er führt am De­
partment of lnscct Physiologie bei 
Professor Dr. Franz Engelmann von. 
September 1981 bis Februar 1982' 
Untersuchungen zum hormongesteu­
erten Wachstum der Ovarien bei In­
sekten durch. 

Professor Dr. Rüdiger Pethig, Fach­
bereich Wirtschafts- und Rechtswis­
senschaften, hat im Anschluß an die 
Vorlesungszeit dieses Semesters eine 
sechswöchige Gastprofessur als „Vi-
siting Professor of Economics and 
International Business" an der New 
York University aufgenommen. 
York University übernommen. 
Professor Dr. Wolfgang Pfaffenber-
ger, Volkswirt im FB 4, hielt Anfang 
Juni in Essen auf der gemeinsam von 
der Gewerkschaft Öffentliche Dien­
ste, Transport und Verkehr und der 
Hans-BÖckler-Stiftung veranstalte­
ten Fachtagung „Leitungsgcbundcnc 
Energiewirtschaft - Volkswirtschaft­
liche Bedeutung und Mitbestim­
mung" einen Vortrag zum Thema 
„Zusammenhang von wirtschaftli­
chem Wachstum, Energiebedarf, 
Encrgiekapazitätsplanung und Tech­
nologiepolitik". 

Professor Dr. Manfred Weidenbrueh, 
Chemiker im FB 9, wird vom 8. bis 
14. August 1981 in Toronto (Kana­
da) an der „lOth. International Con­
ference on Organometallic Chemi-
stry" teilnehmen und dort einen Vor­
trag über „Preparation, Molecular 
Structures, and Propcrtics of Several 
Overcrowded 1,2-Disilyl Ethanes 
and Ethenes" halten. 

Als wiss. Angestellte wurden 
eingestellt: 
Frank-Thomas Olk für „Sozialarbeit/ 
Sozialpädagogik" im Fachbereich I. 

Kerstin Gothe im Forschungsvorha­
ben „Wandel der Wohnbedürfnisse", 
Prof. Dr. Siebel, FB 3. 
Elke Haase für das Aufgabengebiet 
„Angewandte Biologie im Fachbe­
reich G. 
Bernhard Hauke, wissenschaftlicher 
Assitent im Fachbereich H, wird aus 
dem Dienst der Universität ausschei­
den 
Maria Niggemann für das Aufgaben­
gebiet „Soziologie (Jugendsoziolo­
gie)" im Fachbereich 3. 
Gerd Reiter für das Aufgabengebiet 
..Volkswirtschaftslehre mit dem 
Schwerpunkt allgemeine Wirt­
s c h a f t s z o n e " im FB 4. 
Burkhard Schiller im Forschungsvor­
haben „Wandel der Wohnbedürfnis­
se und Stadthauskonzept", Prof. Dr. 
Siebel, FB 3. 
Ha$met Tastan für den Aufgabenbe­
reich „Mikrobiologie" im Fachbe­
reich 7. 
Hermann Vösgen im Forschungsvor­
haben „Wandel der Wohnbedürfnis-
se und Stadthauskonzept". Prof. Dr. 
Siebel,'! B 3. 

Im Dienstleistungsbereich 
eingestellt wurden: 

Dorothea lloffmann als Reinigungs­
hilfe beim NQ-Projekt/Projekt Stu­
dienerfahrungen. 
Ruth Jahne als technische Assistentin 
in der ZETWA. 
Jutta Neunaber als Technischer An­
gestellte in der ZETWA. 
Georg Sehinnerer als Saisonarbeiter 
(Sept./Okt. 81) für die Aufsicht und 
Schließung des Botanischen Gartens. 

Günter Schumann wurde zum Regie­
rungsoberinspektor in der Organisa­
tionsabteilung ernannt. 

Rainer Vogt als Angestellter in der 
Bibliothek. 
Günter Willen als Angestellter in der 
Bibliothek. 
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